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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

Wi - In

zu Punkt … der 981. Sitzung des Bundesrates am 11. Oktober 2019

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erdölbevor-
ratungsgesetzes

Der federführende Wirtschaftsausschuss (Wi) und 

der Ausschuss für Innere Angelegenheiten (In) 

empfehlen dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 

Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a (§ 12 Absatz 1 Satz 2 ErdölBevG)  

Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a ist zu streichen.

Begründung 

Mit der Regelung in § 12 Absatz 1 Satz 2 ErdölBevG wird das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie (BMWi) ermächtigt, dem Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) durch Rechtsverordnung die Befug-
nis einzuräumen, den Erdölbevorratungsverband (EBV) unter anderem zu ver-
pflichten, berechtigte Abnehmer, wie beispielsweise Unternehmen der Kriti-
schen Infrastrukturen, unter anderem bei Störungen der Energieversorgung  
oder im Krisenfall aus der vorgehaltenen nationalen Treibstoffreserve zu belie-
fern. 

[Mit der vorgeschlagenen Änderung in Nummer 5 Buchstabe a des Gesetzent-
wurfs soll die Rechtsgrundlage für das BAFA, den Erdölbevorratungsverband 
verpflichten zu können, bestimmte Abnehmer zu beliefern, dahingehend geän-
dert werden, diesen lediglich Erdöl und/oder Erdölerzeugnisse bereitzustellen.  
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Laut Gesetzesbegründung soll dies eine rein redaktionelle Änderung sein. Dies 
ist vor dem Hintergrund der Gesetzeshistorie und den tatsächlichen Auswir-
kungen dieser Gesetzesänderung allerdings nicht der Fall. Bereits in der Geset-
zesfassung von 1978 wurde ein Erdölbevorratungsverband als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts errichtet, deren Mitglieder gewerbsmäßig und im Rahmen 
wirtschaftlicher Unternehmungen Erdölerzeugnisse einführen oder für eigene 
Rechnung herstellten oder herstellen ließen (§ 9 Absatz 1). Finanziert wurde 
diese Körperschaft über Beiträge der Mitglieder (§ 18 Absatz 1). Die Freigabe 
sollte auf der Grundlage einer Rechtsverordnung durch das Bundeswirt-
schaftsministerium erfolgen, einhergehend mit der Verpflichtung, an bestimm-
te Abnehmer im Falle einer Versorgungskrise Erdöl und anderes zu liefern. 
Vorrangig erfolgte die Freigabe jedoch an die Mitgliedsunternehmen unter Be-
rücksichtigung deren Beitragshöhe. 

In der Gesetzesbegründung (BT-Drucksache 8/1634, S. 18) wurde ausgeführt, 
dass den Mitgliedern eine entscheidende Funktion zukäme, da die Vorräte vor-
rangig den Mitgliedsunternehmen bereitzustellen seien, damit diese sie im 
Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit weiter veräußern könnten. Mit anderen  
Worten ist hier ein in sich geschlossener Kreislauf für die Mineralölwirtschaft 
etabliert worden, damit diese weiter Erdöl- bzw. Erdölprodukte veräußern 
kann. 

Die Bereitstellung war vom Verband für die Mitglieder, die Belieferung hinge-
gen für bestimmte Abnehmer im Rahmen der Krisenvorsorge vorgesehen. 
Insofern handelt es sich bei der Änderung nicht um redaktionelle, sondern um 
eine materiell-rechtliche, da die Belieferungspflicht an bestimmte Abnehmer 
im Krisenfall nunmehr entfällt und dies eine Regelungslücke zwischen geplan-
ter Bereitstellung und bisheriger Lieferung entstehen lässt.] 

Da die Bedarfsträger im Regelfall nicht über eine eigene, krisenfeste Trans-
portlogistik verfügen, reicht eine bloße Bereitstellung von Erdöl und/oder Erd-
ölerzeugnissen, wie sie mit dem ErdölBevG-E vorgesehen ist, nicht aus. Viel-
mehr ist es zur Erfüllung des Zwecks des ErdölBevG, nämlich die Bedarfsträ-
ger in bestimmten Fällen mit Treibstoff zu versorgen, unerlässlich, nicht nur 
die Bevorratung selbst, sondern auch die Lieferkette hin zum Bedarfsträger 
durch den EBV sicherzustellen. Nur so kann die gewollte Versorgungssicher-
heit der Kritischen Infrastrukturen und somit auch der Bürgerinnen und Bürger 
in Krisensituationen ermöglicht und ein bundesweit einheitliches Versorgungs-
niveau sichergestellt werden.  

Im Übrigen sollte sichergestellt werden, dass die von den Unternehmen des 
EBV im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Betätigung vorgehaltenen Logistikres-
sourcen auch im Krisenfall bestmöglich genutzt werden, da auch hier eine wirt-
schaftliche Betätigung dieser Unternehmen stattfindet. Eine Entpflichtung des 
verantwortlichen Wirtschaftsbereichs würde im Ergebnis dazu führen, dass die 
für die nicht-polizeiliche Gefahrenabwehr zuständigen Katastrophenschutzbe-
hörden im Krisenfall gezwungen sein könnten, eine Logistikkette für den Ver-
kauf von Treibstoff durch Unternehmen des EBV an Unternehmen der Kriti-
schen Infrastrukturen einzurichten. Dies entspricht nicht der Aufgabenstellung 
der Katastrophenschutzbehörden.
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Die Länder halten es vor diesem Hintergrund für unerlässlich, dass die Verord-
nungsermächtigung in ihrer bestehenden Fassung erhalten bleibt und das 
BMWi davon auch tatsächlich Gebrauch macht, damit die erforderlichen Maß-
nahmen durch das BAFA beziehungsweise den EBV auf den Weg gebracht 
werden können.

2. Hilfsempfehlung zu Ziffer 1 

Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a (§ 12 Absatz 1 Satz 2 ErdölBevG)  

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob es tat-

sächlich die Absicht des Gesetzgebers ist, mit der gemäß Artikel 1 Nummer 5 

Buchstabe a (§ 12 Absatz 1 Satz 2) geplanten Gesetzesänderung eine Abhol-

nebst Kostentragungspflicht für die Länder einzuführen, um insbesondere die 

Mineralölwirtschaft von diesen Pflichten zu befreien, ohne dass eine Klärung 

der Kostenfrage angesprochen oder geklärt wird.   

Überdies bittet der Bundesrat in diesem Zusammenhang im weiteren Gesetz-

gebungsverfahren zu prüfen, ob mit einer resultierenden Kostentragungspflicht 

für die Länder nicht nach Artikel 104a Absatz 4 Grundgesetz die Zustim-

mungsbedürftigkeit für die Gesetzesänderung ausgelöst würde, die bislang 

ebenfalls nicht vorgesehen ist. 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Änderung in Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a (§ 12 
Absatz 1 Satz 2) des Gesetzentwurfs soll die Rechtsgrundlage für das BAFA, 
den Erdölbevorratungsverband verpflichten zu können, bestimmte Abnehmer 
zu beliefern, dahingehend geändert werden, diesen lediglich Erdöl und/oder 
Erdölerzeugnisse bereitzustellen.  

Die Bereitstellung war vom Verband für die Mitglieder, die Belieferung hinge-
gen für bestimmte Abnehmer im Rahmen der Krisenvorsorge vorgesehen. 

Mit der gemäß Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a (§ 12 Absatz 1 Satz 2) geplan-
ten Gesetzesänderung wird insofern keine redaktionelle – wie in der Gesetzes-
begründung ausgeführt – sondern vielmehr eine materiell-rechtliche Änderung 
im Gesetz vorgenommen, da die Belieferungspflicht an bestimmte Abnehmer 
im Krisenfall nunmehr entfällt. Dies lässt mithin eine Regelungslücke  
zwischen geplanter Bereitstellung und bisheriger Lieferung entstehen, da  
offenbleibt, wer im Krisenfall die bereitgestellten Bestände dorthin liefert, wo 
sie gebraucht werden und insbesondere wer die Kosten trägt.  
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Es ist daher zu vermuten, dass mit der gemäß Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a 
(§ 12 Absatz 1 Satz 2) geplanten Gesetzesänderung eine Abhol- nebst Kosten-
tragungspflicht für die Länder eingeführt würde, um insbesondere die Mineral-
ölwirtschaft von diesen Pflichten zu befreien, ohne dass eine Klärung der Kos-
tenfrage angesprochen oder geklärt wird. 

Mit einer Kostentragungspflicht für die Länder wird jedoch nach Artikel 104a 
Absatz 4 Grundgesetz außerdem eine Zustimmungsbedürftigkeit für die Geset-
zesänderung ausgelöst, die bislang ebenfalls nicht vorgesehen ist.
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